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1 Ziel und Zweck der Planung 
 

Zielsetzung des Bebauungsplanes ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Wohnbebauung am nördlichsten Ortsrand des Stadtteils Semd zu schaffen, 
um einerseits der bestehenden hohen Nachfragesituation nach geeigneten Wohn-
baugrundstücken Rechnung zu tragen und andererseits auch im Rahmen einer An-
gebotsplanung eine geordnete bauliche Entwicklung für den Stadtteil Semd in Zukunft 
sicherzustellen.  

 
 
 
2 Bebauungsplan gemäß § 13 b BauGB 
 
 Die Aufstellung dieses Bebauungsplanes erfolgt nach den Bestimmungen des § 13b 

BauGB. Seit dem 04.05.2017 ist das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 
2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der 
Stadt in Kraft.  

 Danach können Bebauungspläne, 
 

− die eine Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 
10.000 m² aufweisen, 

− die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen begründen,  
− deren Flächen sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen,  
 
im Verfahren gemäß § 13b BauGB aufgestellt werden. 
 
Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13b BauGB kann da-
bei nur bis zum 31.12.2019 förmlich eingeleitet werden und der Satzungsbeschluss 
nach § 10 Abs. 1 BauGB ist bis zum 31.12.2021 zu fassen. 
 
Im Einzelnen ist zu o.g. Voraussetzungen aufzuführen, dass innerhalb des vorliegen-
den Plangebietes Nettobauflächen in einer Größe von ca. 14.002 m² zur Verfügung 
gestellt werden. Unter Berücksichtigung der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,4 
ergibt sich damit eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von 
5.600,8 m². 
 
Die Festsetzung eines „Allgemeinen Wohngebietes“ und der Ausschluss der in § 4 
Abs. 3 BauNVO genannten ausnahmsweise zulässigen Nutzungen erfolgt, um in ers-
ter Linie Beeinträchtigungen der geplanten Wohnnutzung zu vermeiden und gleich-
zeitig der Vorgabe des § 13b BauGB, die Zulässigkeit von Wohnnutzungen zu be-
gründen, Rechnung zu tragen. 
Die Erschließung der geplanten Wohnbauflächen wird dabei im Süden bzw. Südwes-
ten unter Anschluss an den Buschweg sichergestellt. 
 
Da die o.g. Voraussetzungen des § 13b BauGB für den vorliegenden Bebauungsplan 
zutreffen, werden auch die entsprechenden Regelungen des § 13a BauGB für dieses 
Bauleitplanverfahren angewendet. 
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3 Lage des Plangebietes 
 

Das geplante Neubaugebiet (Teilplan A) liegt am nordöstlichen Ortsrand von Semd 
unmittelbar nördlich der bestehenden Bebauung am „Buschweg“ und nördlich der be-
bauten Grundstücke der Anwesen Fasanenring 21 bis 35 (ungerade Hausnummern). 
Westlich des Plangebietes, in ca. 85 m zur geplanten Wohnbebauung, verläuft die 
Groß-Umstädter Straße (L 3115). Die Bundesstraße B 45 verläuft in ca. 650 m Ent-
fernung nordöstlich der geplanten Wohnbebauung. 
 
Die Lage des Plangebiets ist aus nachfolgender Übersicht erkennbar: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1: Ausschnitt Topographische Karte mit Lage des Plangebietes 
Datengrundlage: Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS) der Hessischen Verwal-
tung für Bodenmanagement und Geoinformation 
 
Als weitere Fläche zum Zwecke des artenschutzrechtlichen Ausgleichs wird das Flurstück 
Gemarkung Groß-Umstadt Flur 17 Nr. 59 als zweiter Geltungsbereich einbezogen und über-
plant. Die Fläche liegt ca. 140 m westlich der Bahntrasse Groß-Umstadt-Wiebelsbach und ca. 
500 m südwestlich der B 45 (TeilplanB). 
 
 

Teilplan A 

Teilplan B 
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Der Bebauungsplan „Buschweg“ umfasst in seinem Teilplan A in der Gemarkung 
Semd die Flurstücke Nr. 246, 250 teilweise, 251 teilweise, 252 teilweise, 253 teilwei-
se und 255/2 teilweise. Die Flurstücke liegen alle in der Flur Nr. 28.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2: Auszug Kataster mit Geltungsbereich des Bebauungsplanes des Teilplanes A (unmaßstäblich) 
Datengrundlage: Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS) der Hessischen Verwal-
tung für Bodenmanagement und Geoinformation 

 
In seinem Teilplan B umfasst der Bebauungsplan das Flurstück Nr. 59 in der Gemar-
kung Groß-Umstadt Flur 17. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 3: Auszug Kataster mit Geltungsbereich des Bebauungsplanes des Teilplanes B (unmaßstäblich) 
Datengrundlage: Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS) der Hessischen Verwal-
tung für Bodenmanagement und Geoinformation 
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4 Übergeordnete Planungen 
 
 Der Regionalplan Südhessen 2010 weist die Fläche des geplanten Neubaugebietes 

(siehe nachfolgende Abbildung) als „Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft“ aus. (Teil-
plan A) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 4: Auszug Regionalplan Südhessen 2010 mit Lage des Plangebietes (Teilplan A) 
 
 
„Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft 
Die für den Artenschutz vorgesehene Ausgleichsfläche des Teilplanes B ist als  
„Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft“, Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktio-
nen“, Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ und als „Vorranggebiet Regiona-
ler Grünzug“ ausgewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 5: Auszug Regionalplan Südhessen 2010 mit Lage des Plangebietes (Teilplan B) 
 

Plangebiet 
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Die im Teilplan B des Bebauungsplanes vorgesehene Nutzung steht nicht im Wider-
spruch zu den Aussagen des Regionalplanes Südhessen 2010. 
 
Der Regionalplan Südhessen 2010 gibt für den ländlichen Siedlungstyp, dem das im 
Stadtteil Semd gelegene Plangebiet zuzuordnen ist, 25-40 Wohneinheiten je Hektar 
vor. 
Der Planentwurf (Teilplan A) in der Fassung vom Januar 2020 überplant Flächen in 
einer Größenordnung von ca. 2,11 ha. Allerdings ist hierbei anzumerken, dass der im 
Norden und Osten ebenfalls geplante neue landwirtschaftliche Weg ebenfalls ca. 
1.157 m² aufweist und die im Nordwesten geplanten Grünfläche - Spielplatz mit 
1.285 m sowie die südlich davon vorgesehene Retentionsfläche weitere 1.278 m² in 
Anspruch nehmen. Entsprechend ist bei Ansatz der Bruttoneubauflächen ohne Re-
tentions- und Spielplatzfläche und ohne die landwirtschaftlichen Wegeflächen eine 
Größe von ca. 1,87 ha zu konstatieren.  
Unter Zugrundelegung des städtebaulichen Konzeptes sowie der Festsetzungen aus 
dem Bebauungsplanentwurf ergeben sich bei Annahme von 1 Wohneinheit je Dop-
pelhaushälfte sowie einer Wohneinheit bei festgesetzten Einzelhäusern je festgesetz-
tem Vollgeschoss und unter Ansatz von einer Wohneinheit bei Geschosswohnungs-
bauten je 100 m² Brutto-Wohnfläche wie im Falle Mehrfamilienhauses des Gebietes 4 
und unter Zugrundelegung der Ausnutzung eines dritten Geschosses als Nicht-
Vollgeschoss insgesamt für das Plangebiet 57 bis 60 Wohneinheiten. (Gebiet 1 mit 9 
Einzelhäusern und I VG, Gebiet 2 mit 8 Einzelhäusern und 4 Doppelhaushälften mit 
je II VG, Gebiet 3 mit 10 Einzelhäusern mit II VG, Gebiet 4 mit ca. 856 m² Vollge-
schossfläche und II VG). 
Mit Blick auf die vorgenannte Bruttofläche von 1,87 ha ergibt sich somit bei der An-
nahme von 58 Wohneinheiten ein Dichtewert von 31 Wohnungen je ha.  
 

 Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Groß-Umstadt sind die für die ge-
plante Wohnbebauung vorgesehenen Bauflächen des Plangebietes als „Wohnbauflä-
chen, geplant“ dargestellt.  

 
Entlang der Außengrenzen erfolgt darüber hinaus die Darstellung einer „landschafts-
planerisch notwendigen Anpflanzung“ (Teilplan A). 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 6: Auszug aus dem Flächennutzungsplan mit Lage des Baugebietes (Teilplan A) 
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Die im Westen angrenzenden und als Retentionsflächen bzw. Spielplatz geplanten 
Flächen werden im Flächennutzungsplan als „Fläche für die Landwirtschaft“ darge-
stellt. 
 
Der Bebauungsplan ist daher im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB als aus dem Flächen-
nutzungsplan „entwickelt“ anzusehen.  
 
Die im Teilplan B gelegene Fläche ist im Flächennutzungsplan als „Fläche für die 
Landwirtschaft“ dargestellt. Die relativ kleinräumige Anlage von Blühstreifen können 
mit Blick auf die ansonsten weiterhin erfolgende landwirtschaftliche Nutzung der Flä-
chen des Flurstückes als aus den Darstellungen des Flächennutzungsplanes entwi-
ckelt angesehen werden. 
 
 
 

5 Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen / In nenentwicklung 
 
Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftli-
cher oder als Wald genutzter Flächen zu begründen. Diesbezüglich ist Folgendes 
auszuführen: 
 
- Das geplante Baugebiet „Buschweg“ umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 

2,11 ha (Teilplan A). Dabei handelt es sich überwiegend um intensiv genutzte 
Ackerflächen. Lediglich ein kleiner Flächenanteil ist als Wegefläche bzw. Wie-
senweg zu beschreiben. Der überwiegende Teil der Flächen des Plangebietes 
wird als Wohnbauflächen ausgewiesen (ca. 1,4 ha). 
Mit Blick auf die Größe des geplanten Baugebietes lässt sich ausführen, dass ein 
entsprechend großer, zusammenhängender und derzeit noch unbebauter Be-
reich in der Innerortslage, welcher für eine wohnbauliche Nutzung zur Verfügung 
stünde, im Ortsteil Semd nicht vorhanden ist. Um eine Bereitstellung von Wohn-
bauflächen zu gewährleisten, muss auf Flächen am Ortsrand zurückgegriffen 
werden, die in der Regel auch landwirtschaftlich genutzt werden. 
Neben dem Fehlen größerer für eine Wohnnutzung geeigneter Flächen innerhalb 
der Innerortslage von Semd ist auch darauf zu verweisen, dass sich der über-
wiegende Teil des in der Ortslage von Semd noch befindlichen Baulückenbe-
standes weitestgehend im Privateigentum befindet und somit, zumindest kurzfris-
tig, nicht zur Verfügung steht. Entsprechend bieten sich auch diesbezüglich keine 
Alternativen hinsichtlich einer weiteren baulichen Entwicklung im Stadtteil Semd 
an. 
 

- In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass der neu aufgestell-
te Flächennutzungsplan der Stadt Groß-Umstadt die für die Wohnbebauung vor-
gesehenen Flächen bereits als „Wohnbauflächen, geplant“ darstellt. Dies bedeu-
tet, dass bereits auf übergeordneter Planungsebene eine Auseinandersetzung 
bzw. Abwägung hinsichtlich der Belange der Landwirtschaft und der dringend er-
forderlichen Ausweisung von Wohnbauflächen stattgefunden hat. 
Im Rahmen einer Priorisierung der im Flächennutzungsplan als „Wohnbauflä-
chen geplant“ dargestellten Bauflächen im Stadtteil Semd sollen dabei die Flä-
chen nördlich des Buschweges als erste einer baulichen Entwicklung zugeführt 
werden. 
Im Rahmen der Abwägung wird der Ausweisung von neuen Wohnbauflächen im 
Stadtteil Semd deshalb weiterhin Vorrang eingeräumt, gegenüber dem Interesse 
an einer Erhaltung der Ackerböden für die landwirtschaftliche Nutzung in diesem 
Bereich. 
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Im Rahmen des Planverfahrens wurde darauf hingewiesen, dass eine Überplanung 
der geteerten Straße „Buschweg“, des Flurstückes Gemarkung Semd, Flur 28, Flur-
stücke Nr. 255/2, ohne gleichartigen Ersatz an anderer Stelle aufgrund deren Bedeu-
tung zur Erschließung der landwirtschaftlichen Flächen abgelehnt werde. Eine Ände-
rung der Planung ergibt sich daraus jedoch nicht. Zum einen ist, wie bereits von Sei-
ten des Amtes für Bodenmanagement darauf hingewiesen, eine Erschließung der 
verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen über eine im Norden gelegene Wegeflä-
che und deren Befestigung bei entsprechendem Bedarf möglich. Zum anderen sieht 
die vorliegende Konzeption im Norden und Osten des Plangebietes die Neuanalage 
einer weitere landwirtschaftliche Wegefläche in einer Breite von 4 m vor, die ebenfalls 
befestigt und als Zufahrt zu den verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen genutzt 
werden kann. Im Rahmen der Abwägung wird somit der Zielsetzung, der Schaffung 
von Wohnbauflächen, Vorrang eingeräumt, vor einer Erhaltung der geteerten Straße 
„Buschweg“ nördlich der bebauten Anwesen des Fasanenrings.  
 
Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung wird auch ein Teil des hier beste-
henden landwirtschaftlichen Drainagenetzes überplant. Wie der nachfolgenden Karte 
entnommen werden kann, ist jedoch nur ein relativ kleiner Teil des Netzes betroffen. 
Es kann somit davon ausgegangen werden, dass dessen Funktionsfähigkeit insge-
samt weiterhin gewährleistet werden kann. Ggf. ist im Rahmen der Erschließungs-
maßnahmen Arbeiten zur Verlegung einiger bestehender Stränge erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 7 Auszug Drainageplan mit gelb dargestelltem Plangebiet (Teilplan A) 
 
 
 

 
6 Bestand 

 
 

6.1 Bestandsbeschreibung 
 

Das Plangebiet liegt am nördlichen Ortsrand von Semd unmittelbar nördlich bzw. öst-
lich der bebauten Grundstücke am „Fasanenring“ bzw. „Buschweg“.  
Bei den Flächen des Plangebietes handelt es sich dabei um an den bestehenden 
Ortsrand anschließende landwirtschaftlich intensiv genutzte Flächen welche sich 
nach Norden und Osten bis zur Bundesstraße 45 hin erstrecken.  
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Abb. 8: Luftbild mit Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Datengrundlage: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation – Geoportal hessen) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 9: Bild 1 Ansichten Plangebiet Abb. 10: Bild 2 Ansichten Plangebiet 
Blick von Osten (Buschweg) in westl. Richtung  Blick von Nordosten auf nordöstliche  
 Häuserreihe Fasanenring 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 11: Bild 3 Ansichten Plangebiet Abb. 12: Bild 4 Ansichten Plangebiet 
Blick von Buschweg auf südwestlichen und  Blick auf westlichen Teil (Wegeparzelle)  
westlichen Teil des Plangebietes  
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Abb. 13: Bild 5 Ansichten Plangebiet  Abb. 14: Bild 6 Ansichten Bestandsgebiet 
Blick vom Buschweg in westlicher Richtung auf Blick Straße Fasanenring nach Osten 
geplanten Zufahrtsbereich 
 
 
 

6.2 Naturschutzfachliche Betrachtung 
 

Wie der Bestandskartierung bzw. der Bestandsbeschreibung zu entnehmen ist, unter-
liegt die Fläche des gesamten Geltungsbereiches - bis auf die versiegelte Fläche des 
Buschweges sowie eine Wiesenwegparzelle - einer intensiven landwirtschaftlichen 
Ackerlandnutzung. Betrachtet man sich die nördlich, nordöstlich und nordwestlich an-
grenzenden Flächen, so wird ersichtlich, dass es sich hier um einen großen zusam-
menhängenden landwirtschaftlich genutzten Komplex handelt, der einer intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung unterliegt und nur wenige gliedernde bzw. strukturieren-
de Elemente wie Baum- und Strauchbestände aufweist. Im Rahmen der Aufstellung 
des Flächennutzungsplanes mit integriertem Landschaftsplan wurde die hier zur Dis-
position stehende Fläche bereits unter landschaftsplanerischen Gesichtspunkten ein-
gestuft und bewertet. So wird im Rahmen des Umweltberichtes zum Flächennut-
zungsplan ausgeführt, dass die geplante Nutzung als Wohnbaufläche hinsichtlich der 
Einschätzung ihres Konfliktpotentials als „mittel“ eingestuft wird. 
 
Die Beurteilung der einzelnen Schutzgüter und die zu erwartenden Auswirkungen 
können der nachfolgenden aus dem Umweltbericht zu Flächennutzugsplan stam-
menden Übersicht entnommen werden. 
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Abb. 15 Auszug Bewertungsbogen Umweltbericht zum Flächennutzungsplan, Juni 2011 
 

 So wird aus dieser Tabelle ersichtlich, dass die Auswirkungen der Planung auf die 
Schutzgüter allesamt mit „gering bis mittel“ eingestuft wurden. Somit ergeben sich 
durch die hier vorliegende Planung keine erheblich negativen Auswirkungen.  

 
 Unter Einbeziehung der in § 1 Abs. 6 Ziffer 7 a – j BauGB  aufgelisteten Belange des 

Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, bleibt 
zu erwähnen, dass durch das hier vorliegende Plangebiet keine Belange bzw. Erhal-
tungsziele von Natura 2000-Gebieten betroffen sind. 

 
 Bzgl. der unter Ziffer „e“ genannten Vermeidung von Emissionen sowie dem sachge-

rechten Umgang mit Abfällen und Abwässern ist zu erläutern, dass eine gesicherte 
Ver- und Entsorgung durch Anschluss an das bestehende Ver- und Entsorgungsnetz 
sowie ergänzende technische und bauliche Maßnahmen gewährleistet werden kann. 
Hinsichtlich der Vermeidung von Emissionen bleibt darzulegen, dass aufgrund der 
Größe des Plangebietes, der geplanten Nutzung als Wohnbaufläche lediglich mit nut-
zungsbedingten Emissionen, insbesondere durch die Heizungsanlagen, sowie auf-
grund des zu erwartenden Verkehrsaufkommens zu rechnen ist. Bezüglich der Hei-
zungsanlagen ist auf die einschlägigen Regelungen der Energieeinsparverordnung zu 
verweisen.  

 
 Gemäß Ziffer „h“ des § 1 Abs. 6 Nr.7 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen 

die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen durch Rechtsver-
ordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Emissi-
onsgrenzwerte nicht überschritten werden, zu berücksichtigen. Das hier vorliegende 
Planbild fällt nicht unter diese Gebietsstruktur. 

 
 Auch wird durch die hier vorliegende Planung keine Gebietsstruktur planungsrechtlich 

vorbereitet, für die schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. Der Bebau-
ungsplan setzt ein allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO fest. 
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 Auch die in Anlage 2 Nr. 2.6 BauGB  genannten Gebiete sind durch die hier vorlie-
gende Bauleitplanung nicht betroffen. Im Einzelnen handelt es sich um: 

 
− Natura 2000-Gebiete 
− Naturschutzgebiete 
− Nationalpark 
− Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete 
− Gesetzlich geschützte Biotope 
− Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete, Überschwemmungsgebiete 
− Gebiete, in denen die in Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Um-

weltqualitätsnormen bereits überschritten sind 
− Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte  
− In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, 

Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denk-
malschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft wor-
den sind. 
 

 
Trotz der überwiegend landwirtschaftlich intensiv genutzten Flächen können diese 
auch für spezielle Tierarten einen wertvollen Lebensraum gewährleisten. Im Speziel-
len ist hier zum Beispiel die stark gefährdete „Feldlerche“ zu nennen. Resultierend 
aus dieser Gegebenheit wurde in Abstimmung mit der zuständigen Unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises Darmstadt-Dieburg eine Erfassung der Fauna, hier 
insbesondere der offenlandbrütenden Vogelarten angeregt. So erfolgt in einem ersten 
Schritt eine Vorkartierung des strukturellen Potentials, um insbesondere die Betrof-
fenheit artenschutzrechtlich relevanter Taxa zu überprüfen. Anschließend daran er-
folgt eine systematische Erfassung der standortgebundenen Avifauna. 
 
Basierend auf der Erfassung der artenschutzrechtlich relevanten Tierarten erfolgt die 
Erarbeitung eines artenschutzrechtlichen Fachbeitrages gemäß des Handlungsleitfa-
dens für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen. Die oben beschriebene arten-
schutzrechtliche Betrachtung wurde durch das Büro für Umweltplanung, Dr. Jürgen 
Winkler, Rimbach erstellt und liegt der Begründung als Anlage bei. Aufbauend auf 
den Ergebnissen der Artenschutzprüfung beinhaltet der Bebauungsplan auch ent-
sprechende Festsetzungen zur Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes. 
 
 
 

7 Bestehendes Baurecht 
 
 Für das Plangebiet existiert kein Bebauungsplan. Das Plangebiet gehört somit zum 

Außenbereich gemäß § 35 BauGB.  
Zur Schaffung von Baurecht ist daher Aufstellung eines Bebauungsplanes erforder-
lich.  
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Unmittelbar südlich der Planungsfläche schließt der Bebauungsplan „Ost“ 1. Ände-
rungsplan an. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 16: Auszug Planbild Bebauungsplan „Ost“, 1. Änderungsplan 
 
 
 Dieser Bebauungsplan setzt für das unmittelbar nördlich des Fasanenringes gelege-

ne Gebiet 1 ein „Allgemeines Wohngebiet“ mit einem Vollgeschoss und einer Grund-
fläche von 0,4 fest. Das im Süden, südlich des Amselweges (jetzt Drosselweg), gele-
gene Gebiet 2 wird ebenfalls als „Allgemeines Wohngebiet“ mit zwingend 2 Vollge-
schossen und ebenfalls mit einer Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt. 

 
 Eine Unterscheidung ist insbesondere hinsichtlich der zulässigen Dachform und -

neigung zu benennen. So wird im Gebiet 1 für die zulässigen Sattel- oder Walmdä-
cher eine Dachneigung von 20o bis 38o festgesetzt. Darüber hinaus sind auch Flach-
dächer zulässig. Die maximale Firsthöhe über Oberkante - Fußboden des Erdge-
schosses wird auf 7,50 m begrenzt. Garagen sind dabei innerhalb der im Bebau-
ungsplan ausgewiesenen Flächen zwingend auf der Grenze zu errichten. Straßensei-
tige Einfriedungen sind auf einer maximalen Höhe von 1 m und ein massiver Sockel 
auf maximal 0,4 m begrenzt.  

 
 Abweichend davon sind in dem Gebiet 2 nur Gebäude mit Satteldach und einer 

Dachneigung von 20o bis 30o zulässig, wobei die Errichtung eines Kniestocks ausge-
schlossen ist. Auch hier dürfen Garagen nur innerhalb der im Planbild mit „Ga“ aus-
gewiesenen Flächen zwingend auf der Grenze errichtet werden. Die Regelung zu 
straßenseitigen Einfriedungen und der Erstellung massiver Sockel entspricht eben-
falls den Festsetzungen des Gebietes 1. 

 
 Der Vollständigkeit halber ist auszuführen, dass für den Bereich des Bebauungspla-

nes „Ost“ 1. Änderungsplanes eine Änderung zur textlichen und gestalterischen Fest-
setzung „Dachneigung“ im Bebauungsplanbereich „Ost, 1. Änderungsplan“, bekannt-
gemacht am 07.07.1992 vorliegt.  

Gepl. Baufläche „Buschweg“ 
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Der Bebauungsplan „Ost, 2. Änderungsplan“, bekanntgemacht am 07.12.2007, um-
fasst im Wesentlichen Flächen nördlich und östlich des Friedhofes sowie den im Be-
bauungsplan „Ost, 1. Änderungsplan“ ursprünglich vorgesehene „Spielplatz“. Diese 
Bereiche südlich der Lerchenstraße waren ursprünglich als „Grünanlage“ festgesetzt 
worden. Für beide Plangebietsteile ermöglicht der 2. Änderungsplan planungsrecht-
lich eine Wohnbebauung.  

 
 
 
8 Planung 
 
8.1 Städtebauliche Konzeption 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Abb. 17: Städtebauliches Konzept Sept. 2018 
 
 
 Im Zusammenhang mit der geplanten Bebauung am nördlichen Ortsrand des Stadt-

teils Semd wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes verschiedene 
städtebauliche Konzepte erarbeitet, die sich insbesondere hinsichtlich der vorgese-
henen Erschließung, als auch bezüglich der geplanten Hausformen unterschieden. 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 27.09.2018 die Verwaltung 
beauftragt, das oben dargestellte Konzept als Grundlage für das Bebauungsplanver-
fahren zu verwenden.  

 
 Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Trägeranhörung sowie entsprechender Än-

derungswünsche der Stadt (u.a. STVV vom 05.09.2019) wurde das vorliegende Kon-
zept überarbeitet.  

 
 Das Konzept sieht die Anbindung an den Buschweg in Form einer Schleifenerschlie-

ßung vor. Vorgesehen ist dabei eine Bebauung mit Einzel- und Doppelhäusern. Auf 
die bestehende Bebauung im Fasanenring wurde dabei dahingehend Rücksicht ge-
nommen, als hier für die unmittelbar angrenzende Bauzeile eine Bebauung mit einem 
Vollgeschoss vorgeschlagen wird.  
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Im Zentrum des Plangebietes selbst wird eine Bebauung mit 2 Vollgeschossen vor-
gesehen, ebenso wie für die Bebauung am nördlichen und westlichen Plangebiets-
rand. Dies soll bei der Bebauung am nördlichen und östlichen Ortsrand eine höhere 
Ausnutzung bei zwei Vollgeschossen unter gleichzeitiger Beachtung der Belange des 
Ortsbildes erreichen. 
Weiterhin ist vorgesehen, Mehrfamilien-Wohngebäude für eine Bebauung nach den 
Förderrichtlinien für den sozialen Wohnungsbau unter einer auf den Standort abge-
stimmten angemessenen Ausnutzung bauplanungsrechtlich zu ermöglichen.  
 
Das Plangebiet umfasst darüber hinaus einen Spielplatz an der nordwestlichen Ecke 
des Plangebietes. Gegenüber dem ursprünglichen Konzept wurde der bestehenden 
Nachfrage nach Bauland durch die Ausweisung von Wohnbauflächen an dem „alten“ 
Spielplatzstandort Rechnung getragen. Auf die ursprünglich vorgesehen Anlage einer 
Streuobstwiese wurde zugunsten des Spielplatzes verzichtet. Beibehalten wurde die 
ausgewiesene Retentionsfläche im Westen, da diese Fläche aus entwässerungs-
technischer Sicht für die Errichtung einer Rückhalteanlage benötigt werden.  
 
Von der neu geplanten Erschließungsstraße des Baugebietes führen sowohl in west-
licher als auch in östlicher Richtung Rad- und Fußwege, die zum einen eine fußläufi-
ge Erreichbarkeit der an der Groß-Umstädter Straße gelegenen Haltestelle gewähr-
leisten und andererseits eine Anbindung an den Fußweg in Richtung Fasanenring si-
cherstellen. Darüber hinaus wird die Möglichkeit eröffnet, über die hier vorhandenen 
landwirtschaftlichen Feldwege nach Umstadt zu gelangen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Abb. 18: Städtebauliches Konzept Jan. 2020 
 

Der Zielsetzung, zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
dem vorliegenden städtebaulichen Konzeption entsprechende Bebauung wird im 
Rahmen der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange und hier insbesondere 
vor dem Hintergrund der landwirtschaftlichen und naturschutzfachlichen Belange wei-
terhin somit Vorrang eingeräumt. 

Spielplatz 

Retentionsfläche 
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8.2 Festsetzungen 
 
8.2.1 Art der Nutzung 
 
 Im Hinblick auf die Darstellung des Flächennutzungsplanes sowie in Orientierung an 

die im Süden und Westen angrenzenden bestehende Bebauung setzt der vorliegen-
de Bebauungsplan als Art der baulichen Nutzung ein allgemeines Wohngebiet gemäß 
§ 4 BauNVO fest. Dabei werden unter Beachtung des § 13b BauGB, welcher eine 
Wohnnutzung vorgibt, die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltun-
gen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.  

 
 Somit werden mögliche Beeinträchtigungen der geplanten Wohnnutzung - wie z.B. 

bei der Errichtung einer Tankstelle und die damit verbundenen Lärmbelästigungen - 
von vornherein ausgeschlossen.  

 
Die Gartenbaubetriebe werden ausgeschlossen, da mit der Ansiedlung derselben von 
einem erhöhten Flächenbedarf auszugehen ist. Zielsetzung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes ist jedoch in erster Linie die Bereitstellung von Wohnbauflächen. Die ge-
nannten Ausschlussgründe treffen dabei auch für die übrigen vorgenannten Nutzun-
gen zu. 

 
 Darüber hinaus sind die in § 4 Abs. 2 BauNVO genannten nicht störenden Hand-

werksbetriebe und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke nur ausnahmsweise zulässig. Hier ist somit im Einzelfall zu ent-
scheiden, ob das vorgesehene Vorhaben zulässig ist und dem zukünftigen Gebiets-
charakter entspricht bzw. nicht stört.  

 
 
8.2.2 Maß der Nutzung 
 
 Der Bebauungsplan unterscheidet hinsichtlich seiner Festsetzungen vier Gebiete. 

Zum Maß der baulichen Nutzung erfolgt eine Differenzierung für die Gebiete 1, 3 und 
den Gebieten 2 und 4.  

 
So werden für das Gebiet 1, die geplanten Wohnbauflächen im Süden des Plangebie-
tes eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 
0,4 festgesetzt sowie die Zahl der Vollgeschosse auf ein Vollgeschoss begrenzt. Die-
se Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung für das Gebiet 1 sind begründet 
durch die bestehende Bebauung im Bereich des Fasanenrings. Indirekt begrenzt wird 
dadurch auch die Höhenentwicklung der Gebäude zusammen mit den Festsetzungen 
zur zulässigen Traufaußenwandhöhe sowie zur Dachform- und -neigung. Hierdurch 
wird sichergestellt, dass auch die Höhenentwicklung der Gebäude der angrenzenden 
Bebauung im Bereich des Fasanenrings Rechnung trägt. Gleichzeitig wird sicherge-
stellt, dass den zukünftigen Bauherren eine angemessene Ausnutzung der Grundstü-
cke ermöglicht wird. 

 
 Für die übrigen Gebiete (2, 3 und 4) werden eine GRZ von 0,4, eine GFZ von 0,8 

festgesetzt. Eine zwingende Bebauung mit II Vollgeschossen in den Gebieten 2 und 4 
soll dabei sicherstellen, dass der Zielsetzung, eines sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden Rechnung getragen wird und so ausreichend neuer Wohnraum geschaf-
fen wird. Lediglich für da Gebiet 3, das am zukünftigen Ortsrand gelegene Gebiet, 
wird eine gewisse Flexibilität ermöglicht und die Zahl der Vollgeschoße auf höchstens 
zwei begrenzt. Die maximale Gebäudehöhe wird mit Blick auf die Zulässigkeit von 2 
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Vollgeschossen im Gebiet 4 auf 12 m begrenzt. Für die Gebiete 2 und 3 erfolgt eine 
Begrenzung der Höhenentwicklung ebenfalls indirekt über die getroffenen Festset-
zungen zur zulässigen Traufaußenwandhöhe sowie zur Dachform und -neigung ana-
log zum Gebiet 1. 

 
Für die Gebiete 2 ,3 und 4 wird durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl von 
0,4, einer Geschossflächenzahl von 0,8 ein höherer Ausnutzungsgrad der zukünfti-
gen Baugrundstücke gegenüber den am südlichen Rand des Plangebietes gelege-
nem Gebiet 1 ermöglicht. Begründet ist dies in der Zielsetzung, innerhalb des gesam-
ten Plangebietes höhere Dichtewerte zu erreichen sowie mit Grund und Boden spar-
sam umzugehen. Darüber hinaus sollen im Gebiet 4 auch geeignete Flächen bereit-
gestellt werden, die für den sozialen Wohnungsbau in Frage kommen. Die geplanten 
Grünflächen in Form des Spielplatzes im Nordwesten, und den Retentionsflächen 
gewährleisten dabei eine angemessene Eingrünung nach Westen hin. 

 
 
8.2.3 Überbaubare Grundstücksfläche, Bauweise 
 
 Zur Definition der überbebaubaren Grundstücksfläche setzt der Bebauungsplan Bau-

grenzen fest. Um eine möglichst hohe Planungsflexibilität bei der Anordnung und 
Stellung der Gebäude innerhalb des Plangebietes zu ermöglichen erstrecken sich die 
festgesetzten durchgehenden Bauflächen beidseitig parallel zur jeweiligen Erschlie-
ßungsstraße. So können flexibel je nach Grundstücksaufteilung die Gebäude inner-
halb des Plangebietes errichtet werden. Dabei werden die überbaubaren Flächen in 
der Regel zur geplanten Erschließungsstraße hin angeordnet und die Tiefe derselben 
auf 11 m bzw. 12 m und 15 m im nördlichen Bereich bzw. 16 m im westlichen Bereich 
in Abhängigkeit der Lage der einzelnen Bauflächen sowie der geplanten Nutzung 
(Gebiet 4) begrenzt. Durch diese straßenorientierte Bauflächenausweisung entstehen 
nach Norden und Osten und zu den Außengrenzen des Plangebietes Frei- und Grün-
flächen, die zu einer Eingrünung des Plangebietes beitragen.   

 
Die festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen der Baugrundstücke des Gebie-
tes 1 nördlich der bestehenden Bebauung des Fasanenringes orientieren sich eben-
falls zur geplanten Erschließungsstraße hin und ermöglichen so nach Süden und zur 
bestehenden Bebauung des Fasanenringes orientierte Freibereiche. Hierdurch wird 
auch ein gewisser Mindestabstand zwischen den geplanten Wohngebäuden und dem 
vorhandenen Gebäudebestand vorgegeben, der in der Regel über die sich aus der 
Hessischen Bauordnung einzuhaltenden Abstandflächen hinausgeht. Auch die Fest-
setzung der überbaubaren Grundstücksflächen im Gebiet 2, im zentralen Teil des 
Plangebietes, erfolgt mit der Zielsetzung zwischen den festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen bzw. den hier später errichteten Gebäuden trotz der geplanten 
Dichte der Bebauung möglichst große Freibereiche zu entwickeln. Auch hier erfolgt 
eine Begrenzung der Tiefe der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen auf 
11 m. Ebenfalls in Orientierung an die Erschließungsstraßen erfolgt die Festsetzung 
der überbaubaren Grundstücksflächen für das Gebiet 3. Diese am zukünftigen Orts-
rand gelegenen Flächen müssen einen Mindestabstand von 3 m zur Straßenbegren-
zungslinie einhalten. Mit Blick auf die zum Teil recht tiefen Baugrundstücke und die 
Lage und Ausrichtung derselben wird jedoch hier ein möglichst großer Gestaltungs-
spielraum für die zukünftigen Bauherrn eingeräumt, der sich in den Tiefen der Bau-
fenster von 12 m bzw. 15 m niederschlägt. Ein unmittelbares Heranrücken der über-
baubaren Grundstücksflächen an die zukünftigen Außengrenzen wird aber gleichzei-
tig verhindert. Nicht zuletzt um auch ausreichend Flächen für eine angemessene Ein-
grünung zu ermöglichen. 
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 Abweichend hiervon wird für das Gebiet 4, welches sich am westlichen Plangebiets-
rand befinde, eine überbaubare Fläche festgesetzt, welche mit einer Tiefe von 16 m 
auch für die Errichtung von Mehrfamilienhäusern geeignet ist.  

 
Um eine gewisse Flexibilität bei der Errichtung der Gebäude planungsrechtlich zu 
ermöglichen dürfen einzelne Teile von Gebäuden wie Balkone oder Terrassen die 
festgesetzten Baugrenzen um bis zu 2,0 m überschreiten. Diese dürfen jedoch insge-
samt höchstens ein Drittel der Gesamtlänge des Gebäudes ausmachen. 

 
 Damit die Gebäude nicht unmittelbar an der Straßenbegrenzungslinie errichtet wer-

den, sondern unbebaute Vorzonen entstehen, müssen die zukünftigen Hauptgebäude 
einen Abstand von mindestens 3 m zum Straßenraum einhalten.  

 In diesem Zusammenhang ist auf die entsprechenden Regelungen zur Gestaltung 
der Vorgartenzone gemäß § 2 der Stellplatz- und Ablösesatzung der Stadt Groß-
Umstadt zu verweisen.  

 
Mit Blick auf die angrenzende Bebauung erfolgt im vorliegenden Bebauungsplan eine 
Festsetzung dahingehend, dass innerhalb des Plangebietes nur eine offene Bauwei-
se zulässig ist. 

 
 
8.2.4 Garagen und Stellplätze sowie Tiefgaragen / Nebenanlagen 
 
 Um sicherzustellen, dass insbesondere die rückwärtigen Grundstücksbereiche von 

Stellplätzen und Garagen inklusive Carports freigehalten werden, beinhaltet der Be-
bauungsplan eine Festsetzung, wonach Garagen (inkl. Carports) ausschließlich in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sind. Stellplätze hingegen sind 
darüber hinaus nicht nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sondern 
auch innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 
10 m, gemessen von der Straßenbegrenzungslinie der jeweiligen an das Grundstück 
angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche zulässig. Mit Blick auf die bandartig fest-
gesetzten überbaubaren Grundstücksflächen werden diese Flächen als ausreichend 
angesehen, den ruhenden Verkehr innerhalb des geplanten Wohngebietes unterbrin-
gen zu können.  

 
 
8.2.5 Anzahl der Wohnungen 
 
 Der Bebauungsplan beinhaltet eine Festsetzung zur zulässigen Zahl der Wohnungen 

in Wohngebäuden. Dabei wird für die Gebiete 1, 2 und 3festgesetzt, dass je Einzel-
haus maximal 2 Wohnungen und je Doppelhaushälfte maximal 1 Wohnung zulässig 
sind. Mit Blick auf die Lage und Erschließung des Plangebietes, die vorgesehene 
Breite der öffentlichen Verkehrsflächen und insbesondere auch mit Blick auf die be-
stehende Nachbarschaft wird die Festsetzung zur Zahl der Wohnungen in Wohnge-
bäuden als angemessen angesehen. So wird einerseits der Nachfrage nach Wohn-
baugrundstücken innerhalb des Stadtteils Rechnung getragen und andererseits 
gleichzeitig eine an die im Ortsteil Semd bereits vorhandenen Strukturen angepasste 
Bebauung ermöglicht. Indirekt wird darüber hinaus das Verkehrsaufkommen für die-
ses Gebiet begrenzt und sichergestellt, dass das zukünftige Verkehrsaufkommen auf 
ein für die geplante Wohngebietsentwicklung und die geplanten Erschließungsstra-
ßen sowie die angrenzende bestehende Wohnbebauung angemessenes Maß be-
schränkt wird.  

 
 Verzichtet wurde auf eine entsprechende Festsetzung für das Gebiet 4. Hier soll die 

Möglichkeit eröffnet werden, auch Wohnungen im Rahmen des sozialen Wohnungs-
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baus errichten zu können. Eine Begrenzung der Wohnungszahl erfolgt hier lediglich 
indirekt im Zusammenhang mit den Festsetzungen zur überbaubaren Grundstücks-
fläche, zum Maß der baulichen Nutzung (zwingend II Vollgeschosse) sowie durch 
Regelungen der Stellplatzsatzung und dem Nachweis derselben.  

 
 
8.2.6 Gestalterische Festsetzungen  
 
 a) Dachform und Dachneigung sowie Dachaufbauten  
 
 Als gestalterische Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 HBO sind hier 

insbesondere die Festsetzungen zur Dachform und –neigung sowie zur Zulässigkeit 
von Gauben und Dacheinschnitten zu benennen. Diese Festsetzungen reagieren auf 
die unmittelbare Nachbarschaft zur südlich angrenzenden Bebauung des Fasanen-
rings. So wird durch diese Festsetzung erreicht, dass sich die Neubebauung gestalte-
risch am Bestand orientiert. 

 
Für die Gebiete 1,2 und 3 und insbesondere für die Bauflächen am zukünftigen Orts-
rand im Osten und Norden des Plangebietes, sollen diese Regelungen eine möglichst 
einheitliche Gestaltung bzw. Erscheinungsbild des zukünftigen Ortsrandes gewähr-
leisten und hier eine an das Landschafts- und Ortsbild angepasste Bebauung ermög-
lichen. Dies betrifft sowohl die Festsetzung der Zulässigkeit von Sattel- und Walmdä-
chern mit einer Dachneigung von 25° bis 38° sowie von versetzten Pultdächern. Letz-
tere sind nur als versetzte Pultdächer mit einem maximalen Versatz von 1,5 m und 
einer Dachneigung von 25° bis 38 ° zulässig. Im Gebiet 4 sind darüber hinaus auch 
Flachdächer zulässig, um hier einen größeren Gestaltungsspielraum bei Errichtung 
von Wohngebäuden, die mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert wer-
den einzuräumen. Aufgrund der Randlage des Gebiets und der Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung ist dies auch unter Beachtung der Belange des Ortsbil-
des akzeptabel. 

 
 Die ergänzende Festsetzung, wonach Garagen, Carports und Nebenanlagen i. S. d. 

§ 14 BauNVO von den Regelungen zur Dachform und Dachneigung ausgenommen 
sind, hat zum Ziel, für diese untergeordneten Nebengebäude den Gestaltungsspiel-
raum der zukünftigen Bauherren bei der Errichtung derartiger Anlagen zu erweitern. 
Dies erfolgt insbesondere vor dem Hintergrund, dass diese Nebengebäude das Er-
scheinungsbild des zukünftigen Baugebietes optisch nicht prägen. 

 Weitergehende Festsetzungen betreffen die Zulässigkeit von Gauben und Dachein-
schnitten bzw. Zwerchhäusern. Hier darf die Gesamtlänge von Gauben und Dachein-
schnitten maximal 1/3 der jeweiligen Dachlänge betragen. Der Abstand zum Ortgang 
und zum First muss dabei mindestens 1 m betragen. Gauben sind nur als 
Schleppgauben zulässig. Zwerchhäuser sind nur straßenseitig zulässig.  

 
 
 b) Traufaußenwandhöhe 
 
 Als gestalterische Festsetzung erfolgt für die Gebiete 1, 2und 3 unterschiedlich und in 

Abhängigkeit von der festgesetzten zulässigen Zahl der Vollgeschosse eine Begren-
zung der zulässigen Höhe der traufseitigen Außenwände. Diese beträgt in Gebiet 1 
(bei einem Vollgeschoss) 4,5 m, bezogen auf die Oberkante Fahrbahn der nächstge-
legenen Erschließungsstraße. Für das Gebiet 2 (bei zulässigen 2 Vollgeschossen) 
wird die Höhe traufseitiger Außenwände auf maximal 6,5 m begrenzt. Hierdurch soll 
dem Entstehen großflächiger Fassadenwände vorgebeugt werden und zukünftig bei 
der entstehenden Bebauung ein Mindestmaß an einem gemeinsamen Erscheinungs-
bild erzielt werden. Bei Gebiet 4 wird die Regelung bzgl. der zulässigen Zahl der Voll-
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geschoss in Verbindung mit der zulässigen Dachform- und -neigung als ausreichend 
erachtet. 

 
 
 c) Einfriedungen 
 
 Vor dem Hintergrund der festgesetzten Straßenbreiten bzw. den Straßenquerschnit-

ten sind straßenseitige Einfriedungen nur bis zu einer Höhe von 80 cm zulässig, wo-
bei diese in Form von festen Sockeln, Mauern, Wänden oder die Durchsicht verweh-
renden Zäune über einer Höhe von 50 cm ausgeschlossen werden. Diese Regelung 
soll sicherstellen, dass massive und hohe Einfriedungen entlang der Straße, die den 
visuell erlebbaren Straßenraum allzu sehr einengen, vermieden werden.  
Ansonsten sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig.  
Einfriedungen an den seitlichen oder rückwärtigen Grundstücksgrenzen sind dabei 
nur in Form von Maschendrahtzäunen mit Punktfundamenten oder als offene Stabgit-
terzäune bzw. Matten mit Punktfundamenten zulässig. Zielsetzung ist es hier, insbe-
sondere durch die Vorgabe von Punktfundamten auch für Kleintiere einen Durch-
schlupf zwischen den Freibereichen zu ermöglichen und massiv in Erscheinung tre-
tende bauliche Anlagen wie hohe Mauern, Zäune, blickdichte Zäune insbesondere 
zum Außenbereich zu vermeiden.  
Ausgenommen von den vorgenannten Regelungen sind Sichtschutzwände zwischen 
aneinandergrenzenden Terrassen bis zu einer Höhe von 2 m und einer Länge von bis 
zu 3 m. 

 
 
8.2.7 Grünordnerische Festsetzungen  
 

Der vorliegende Bebauungsplan trifft unterschiedlich grünordnerische Festsetzungen 
für die einzelnen Baugrundstücke. Festgesetzt wird dabei zum Einen für die im Nor-
den und Osten, entlang der Außengrenzen des Plangebietes gelegenen Baugrund-
stücke, eine 3 m tiefe Anpflanzzone, innerhalb der eine geschlossene Heckenpflan-
zung aus einheimischen und standortgerechten Sträuchern anzulegen und im Be-
stand zu erhalten ist. Die Anlage soll dabei in Form einer zweireihigen Heckenpflan-
zung erfolgen, um hier zur freien Landschaft hin ein Mindestmaß an Eingrünung zu-
künftig zu gewährleisten. 
 
Die Anlage einer zweireihigen Heckenpflanzung nach Westen hin ist auch für das 
Gebiet 4 vorgesehen, um hier auch eine Ab- und Eingrünung zu der im Westen gele-
genen Retentionsfläche sicherzustellen. 
 
Abweichend hierzu wird für diejenigen Teile des Gebietes 1, welche sich unmittelbar 
nördlich der bestehenden Bebauung des Fasanenringes erstrecken, eine Fläche zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen - Hecke mit einer 
Tiefe von lediglich 1,50 m festgesetzt. Hier ist entlang des zukünftigen Plangebiets-
randes eine einreihige Heckenpflanzung vorzunehmen, die ein Mindestmaß an Ab-
schirmung zu den im Süden bereits bestehenden Grundstücken gewährleisten soll. 
 
Darüber hinaus beinhaltet der Bebauungsplan noch eine Festsetzung hinsichtlich der 
Begrünung der Grundstücksfreiflächen generell. Demnach sind die nach Abzug der 
überbauten sowie befestigten Flächen verbleibenden Freiflächen vollständig zu be-
grünen oder zu bepflanzen und im Bestand zu erhalten. Mindestens 25 % dieser Frei-
flächen sind mit standortgerechten und einheimischen Bäumen und Sträuchern zu 
bepflanzen oder als Blühwiese auszubilden. Hierauf dürfen die aufgrund der übrigen 
Festsetzung des Bebauungsplanes vorzunehmenden Baum- und Strauchpflanzungen 
angerechnet werden.  
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Hierdurch soll ein Mindestanteil an Grünvolumen in Form von Bäumen und Sträu-
chern auf den zukünftigen Wohnbaugrundstücken gewährleistet werden, wobei je 
nach Lage der Grundstücke, etwa am zukünftigen Ortsrand, auch die bereits hier 
festgesetzte Anlage einer ein- bzw. zweireihigen Heckenstruktur Berücksichtigung 
finden. Bewusst ausgeschlossen wird jedoch die Verwendung von Koniferen als 
Gruppe oder Heckenpflanzung, was der Zielsetzung geschuldet ist, einheimische 
Gehölze mit ökologisch höherer Wertigkeit in die Baugebiete einzubringen. 
Die Anlage von Splitt-, Stein-, Kies- und Schotterflächen ist dabei zunächst einmal 
generell unzulässige. Ausnahmen bilden hier lediglich die Flächen für Stellplätze und 
Carports, Garagenzufahrten und die Flächen für Hauseingänge. Unterbunden werden 
soll die sich hier aufzeigende flächige Einbringung dieser Materialien und der damit 
einhergehende Verlust an Grünflächen. 
 
Um den Versiegelungsanteil zu begrenzen enthält der Bebauungsplan auch Festset-
zungen zur Ausgestaltung der öffentlichen Grünfläche – Spielplatz. Mit Ausnahme der 
Aufstellflächen von Spielgeräten und Sitzgelegenheiten sind hier gänzliche Flächen-
versiegelungen unzulässig. Auf mindestens 50 % der Fläche ist eine ständige Vege-
tationsdecke anzulegen und um Bestand zu unterhalten. Dabei wird zu den künftigen 
Außengrenzen im Norden und Westen der Grünfläche die Anlage von Feldgehölzen 
vorgesehen. Innerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten 5 m tiefen Fläche zum 
Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen – Feldgehölz ist 
dabei eine geschlossene Gehölzpflanzung aus einheimischen und standortgerechten 
Bäumen und Sträuchern anzupflanzen und im Bestand zu unterhalten. Es ist dabei 
eine gemischte Pflanzung aus Bäumen und Sträuchern anzulegen, wobei der 
Baumanteil mindestens 20 % der angepflanzten Stückzahl betragen muss. Je 1,5 m² 
ist dabei mindestsens ein Strauch zu pflanzen. Somit soll sichergestellt werden, dass 
am Rande der Spielplatzfläche größere Gehölzstreifen entstehen, die durchaus Auf-
enthalts und Brutfunktion für Vögel übernehmen kann. 

 
 Im Zusammenhang mit den o.g. grünordnerischen Maßnahmen ist insbesondere auf 
die einzuhaltenden Grenzabstände zu landwirtschaftlich genutzten Flächen und We-
gen gemäß hessischem Nachbarrechtsgesetz sowie der Einhaltung eines hinrei-
chenden Abstandes bei der Pflanzung von Bäumen und Sträuchern zum Drainage-
system hinzuweisen. Eine Änderung der Planung ergibt sich daraus jedoch nicht, da 
die grünordnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes auch unter Berücksichti-
gung der entsprechenden Bestimmungen des Nachbarrechts bzw. mit Blick auf das 
vorhandene Drainagesystem umsetzbar sind und sich deren konkrete Umsetzung 
bzw. ggf. erforderliche Pflegemaßnahmen an Gehölzen selbst im Verantwortlichkeits-
bereich der jeweiligen Eigentümer befinden.  

 
Bzgl. einer Bepflanzung der festgesetzten öffentlichen Verkehrsfläche mit Straßen-
bäumen ist auszuführen, dass mit Blick auf die vorgesehenen Straßenquerschnitte 
der Erschließungsstraßen, der noch nicht feststehenden Grundstückszuschnitte so-
wie fehlender Informationen über mögliche Zu- und Ausfahrten auf Ebene der Bau-
leitplanung von der zwingenden Festsetzung von Baumpflanzungen innerhalb der öf-
fentlichen Verkehrsfläche abgesehen wird. Hier ist auf eine spätere Ausbauplanung 
zu verweisen. 
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9 Artenschutz  
 
 Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zu dem vorliegenden Bebauungsplan wurde 

eine Artenschutzprüfung gemäß § 44 (1) BNatSchG durch das Büro für Umweltpla-
nung durchgeführt.  

 
 Durchführung und Ergebnisse sind der der Begründung als Anlage beigefügen Arten-

schutzprüfung zu entnehmen.  
  

Vor dem Hintergrund u.a. der Ergebnisse dieser Artenschutzprüfung beinhaltete der 
Bebauungsplan verschiedene Festsetzungen.  
 
Da das Plangebiet laut Gutachter für die Gruppe der Offenlandarten eine 
„…gesteigerte Bedeutung“ aufweist, ist die Anlage von Blühstreifen erforderlich, um 
erhebliche Beeinträchtigungen der betroffenen Bodenbrüter gemäß § 44 81) Nr. 2 
und Nr. 3 BNatSchG durch das Vorhaben zu kompensieren und eine Verschlechte-
rung des Erhaltungszustandes der lokalen Population auszuschließen.  
 
Entsprechend sieht der Bebauungsplan die Anlage zweier Blühstreifen innerhalb der 
Flächen des Teilplanes B vor. Innerhalb der festgesetzten Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft- sind 
dabei zwei Blühstreifen mit einer Mindestgröße von jeweils 1.000 m² zu entwickeln 
und aus der landwirtschaftlichen Intensivnutzung herauszunehmen. Der Blühstreifen 
ist mit einer Regelsaatgutmischung zu begrünen und mindestens alle zwei Jahre um-
zubrechen. Die Streifenbreite muss dabei mindestens 7 bis 10 m, die Streckenlänge 
mindestens 100 m betragen. Eine Düngung bzw. der Einsatz von Pflanzenschutzmit-
teln ist auf den angelegten Blühstreifen unzulässig. Die übrige Fläche kann landwirt-
schaftlich ohne weitere Einschränkungen genutzt werden.  
Es handelt sich bei den überplanten Flächen um ein im städtischen Eigentum befind-
liches Flurstück (Nr. 59), welches als sogenanntes „haftendes Grundstück“ unter Ein-
tragung einer entsprechenden Dienstbarkeit in den Geltungsbereich miteinbezogen 
wird.  
Grundsätzlich soll jedoch die Anlage der Blühstreifen in Pachtverträgen zwischen 
Stadt und Landwirten geregelt und umgesetzt werden. Deren Realisierung kann somit 
außerhalb des Teilplanes B erfolgen. Erst bei fehlender Umsetzung erfolgt die „Er-
satzrealisierung“ auf dem städtischen Grundstück im Teilplan B. 
 
Um dabei die vorlaufende Fertigstellung und Herstellung der Funktionsfähigkeit vor 
den Beginn von Erschließungsarbeiten im Baugebiet sicherzustellen beinhaltet der 
Bebauungsplan noch eine Regelung gemäß § 9 Abs. 2 BauGB. 
Die festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen im Teilplan A dürfen erst dann errich-
tet werden, wenn die aus artenschutzrechtlichen Gründen erforderlichen beiden 
Blühstreifen realisiert sind. Als realisiert in diesem Sinn gilt, dass die beiden Blühstrei-
fen erstmalig funktionsfähig hergestellt sind.  

 
 Als weitere artenschutzrechtliche Festsetzungen sind zu benennen: 
 

- Das Abschieben der Vegetationsdecke und die Baustellenvorbereitung müssen 
außerhalb der Brutzeit - also zwischen 01. Oktober und 28./ 29 Februar erfolgen.  
Sollte diese zeitliche Beschränkung nicht einzuhalten sein, ist zwingend eine 
Baufeldkontrolle durch fachlich geeignetes Personal durchzuführen. 
 

- Baustelleneinrichtungen, Zwischenlagerflächen für Erdaushub bzw. Materialien 
und Maschinen dürfen nur innerhalb des Geltungsbereiches errichtet werden. 
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- Zur Vermeidung von Individualverlusten bei Reptilien und Kleinsäugern sind alle 

Löcher, die bei (Probe-)Bohrungen im Plangebiet entstehen unverzüglich mit ge-
eigneten Substraten zu verschließen. 
 

- Je Wohngebäude ist mindestens ein Fledermauskasten anzubringen bzw. der 
Einbau von Quartierssteinen für Fledermäuse vorzunehmen.  
 

- Für die öffentliche Straßenbeleuchtung dürfen nur insektenfreundliche Lampen 
mit bernsteinfarbenen bis warmweißen Licht mit geringem Ultraviolet- und 
Blauanteil (Farbtemperatur von 1800 bis maximal 3000 Kelvin) eingesetzt wer-
den. 

 
- Eine ergänzende Regelung zur Errichtung von Einfriedungen, wonach diesem 

mit einem Bodenabstand von mindestens 10 cm zu errichten sind 
 
 
 
10 Immissionsschutz 
 
 Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung wurde mit Blick auf die Lage des Plan-

gebietes zu den klassifizierten Straßen (L 3115 und B 45) eine schalltechnische Un-
tersuchung erstellt. 
 
 Dabei wurden insbesondere die sich durch die benachbarten Straßen (Buschweg, der 
L 3115 Groß-Umstädter Straße) aber auch die weiter entfernt liegenden Straßenab-
schnitte der B 45 und der L 3115 Semder Straße ergebenden Emissionen berück-
sichtigt. Als Ergebnis ist festzuhalten, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 für 
allgemeine Wohngebiete mit einem Tageswert von 55 dB(A) innerhalb der Baufenster 
um mindestens -3 dB(A) unterschritten werden. Die ermittelten Beurteilungspegel in 
der Nacht betragen zwischen 39 und 44 dB(A). Entsprechend wird auch der Orientie-
rungswert der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete von 45 dB(A) um mindestens -
1 dB(A) unterschritten. Somit werden lt. vorliegender schalltechnischer Untersuchung 
die Orientierungswerte der DIN 18005 im gesamten Plangebiet in allen Geschoss-
ebenen eingehalten. 
 
Aufgrund der niedrigen Geräuscheinwirkungen im Plangebiet ist davon auszugehen, 
dass die geringen Anforderungen an den Schallschutz bereits durch die Vorgaben 
der Energieeinsparverordnung (EnEV) eingehalten werden. Die nach EnEV einzu-
bauenden Ausbauteile, die die Anforderungen des Wärmeschutzes erfüllen müssen, 
erfüllen demnach auch die Anforderungen an den Schallschutz.  
 
Entsprechend wird im vorliegenden Planentwurf von der Festsetzung aktiver oder 
passiver Schallschutzmaßnahmen abgesehen. Dies auch vor dem Hintergrund, dass 
die schalltechnische Untersuchung belegt, dass der Beurteilungspegel am Tag für 
Außenwohnbereiche weniger als 64 dB(A) beträgt und entsprechende Maßnahmen 
zum Schutz der Außenwohnbereiche vor dem Verkehrslärm daher nicht für erforder-
lich erachtet werden. 

 
Die schalltechnische Untersuchung liegt der Begründung als Anlage bei. 

 
Der im Rahmen des Planverfahrens vorgetragene Hinweis, wonach aufgrund der 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf den Feldern mit Geruchs- und Schallimmissionen 
zu rechnen ist, wird zur Kenntnis genommen. Da es sich hierbei um ortsübliche 
Emissionen im Zusammenhang mit deiner ordnungsgemäßen Landwirtschaft handelt, 
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werden diese im Rahmen der Abwägung hingenommen und zu der Ausweisung ei-
nes allgemeinen Wohngebietes festgehalten. 

 
 Bei Betrachtung zur festgesetzten Art der baulichen Nutzung (Allgemeines Wohnge-
biet) und einem Nettobauland von ca. 14.000 m² wird ersichtlich, dass durch die 
Ausweisung dieser Wohnbaufläche keine erheblichen negativen Auswirkungen auf 
Lufthygiene, Staub oder Strahlung - in welcher Form auch immer - ) zu erwarten sind. 
Auch werden durch die hier vorliegende Planung keine dauerhaften Erschütterungen 
- abgesehen von der Bauphase - vorbereitet.  
 
Zudem sind durch die hier vorgesehene Planung keine erheblichen negativen Aus-
wirkungen im klimatischen Bereich zu erkennen. So wird die Fläche des Plangebietes 
in der Klimafunktionskarte des Landschaftsplanes der Stadt Groß-Umstadt nicht als 
hervorgehobenes bzw. hochaktives Frisch- oder Kaltluftentstehungsgebiet eingestuft. 
Auch liegt die Fläche nicht in einer so genannten Luftleit- und -Luftsammelbahn zum 
Einfluss von Kalt- Frischluft in den Ortskern.  
 
Ebenfalls sind keine negativen Auswirkungen auf gewerbliche Anlagen oder entspre-
chend genutzte bzw. geplante Flächen erkennbar. Auswirkungen von gewerblichen 
Anlagen auf die hier zur Disposition stehende Fläche sind ebenfalls nicht gegeben.  
 
 

 
11 Ver- und Entsorgung 
 
  

Die Sicherstellung der erforderlichen Ver- und Entsorgung liegt im Zuständigkeitsbe-
reich der Stadtwerke Groß-Umstadt.  

 Die Ver- und Entsorgung soll durch den Anschluss an das bestehende Netz sicher-
gestellt werden. Die genehmigten Trinkwasserfördermengen reichen dabei für eine 
Versorgung des Plangebietes aus. Der Anschluss erfolgt an die vorhandene Wasser-
leitung im Buschweg und die Errichtung einer Ringleitung. 

 
 Die Entwässerung des Neubaugebietes ist durch ein Mischsystem mit Rückhaltebe-

cken geplant. Neue Mischwassereinleitungen in den Vorfluter sind nicht vorgesehen. 
Es erfolgt ein Anschluss an das bestehende Mischwassernetz. 

  
Zum Zwecke der temporären Sammlung und Pufferung setzt der Bebauungsplan eine 
Fläche für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung 
sowie für Ablagerungen-Retentionsfläche fest, innerhalb der zweckgebundene bauli-
che Anlagen zur Sammlung, temporären Speicherung und Ableitung des anfallenden 
Abwassers zulässig sind. Die Flächen sind, sofern nicht aus wasserwirtschaftlichen 
Belangen eine Befestigung bzw. Versiegelung erforderlich ist, zu begrünen. Dabei ist 
auch die Errichtung eines geschlossenen Rückhaltebeckens zulässig, welches dann 
allerdings ebenfalls zu begrünen ist. Vorgesehen dabei die Ansaat mit einer Wildblu-
menmischung (z.B. gemäß Vorschlagsliste 2) und deren Unterhaltung im Bestand zu 
unterhalten. 

 
 Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Buschweg“ im Stadtteil Semd ist 

laut Stellungnahme des Kreisausschusses des Landkreises Darmstadt-Dieburg eine 
Löschwassermenge von 1600 l/min bei 2 Bar Fließdruck bereitzustellen.  
Das Plangebiet kann für zwei Stunden mit 48 m³ versorgt werden. 

 Im Rahmen des Bauantrag- bzw. –anzeigeverfahrens ist deshalb sicherzustellen, 
dass die erforderliche Löschwassermenge erbracht werden kann. Ggf. ist ein ent-
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sprechender Wasservorrat durch andere geeignete Maßnahmen (wie z.B. Löschwas-
serteich, - zisterne oder -behälter) sicherzustellen. 

 Neben der vorgesehenen Erschließung über den Buschweg ist darüber hinaus eine 
weitere Feuerwehrzufahrt von der Groß-Umstädter Straße aus über den hier geplan-
ten Fuß- und Radweg möglich. 

 
 Weitergehende bzw. zusammenfassende Ausführungen bsp. zum Wasserbedarf 

können der der Begründung als Anlage beigefügten wasserwirtschaftlichen Stellung-
nahme entnommen werden.  

 
 Der Bebauungsplan enthält bzgl. der Sammlung und Verwertung von Niederschlags-

wasser eine Empfehlung, anfallendes Niederschlagswasser in einer Zisterne mit einer 
Mindestgröße von 3 cbm zu sammeln -und soweit gesundheitliche und wasserwirt-
schaftliche Belange nicht entgegenstehen – beispielsweise als Brauchwasser oder 
zur Gartenbewässerung zu nutzen. Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist 
mit Blick auf die Bodenverhältnisse – wie bereits ausgeführt – nicht sinnvoll. 

 
Bzgl. des Einsatzes von Photovoltaik- bzw. Solaranlagen ist auszuführen, dass der 
Bebauungsplan hier keinerlei Festsetzungen trifft, die die Errichtung von Photovoltaik- 
bzw. Solaranlagen, etwa auf den Dächern der geplanten Gebäude ausschließen. Die 
Errichtung und Nutzung derselben obliegt dem jeweiligen Hauseigentümer bzw. Nut-
zer.  

 
 
 
12 Erschließung 
 
 Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über den Buschweg und anschließend 

über die Groß-Umstädter Straße (L 3115) an das örtliche und überörtliche Hauptver-
kehrs- und –wegenetz.  

 
Für das Plangebiet selbst ist eine Schleifenerschließung unter Anbindung an den 
Buschweg im südwestlichen Bereich vorgesehen. Mit Blick auf die Zahl der durch den 
vorliegenden Bebauungsplan begründeten Wohnbaugrundstücke wird die Breite im 
Einmündungsbereich von 8 m und die anschließende Gesamtbreite von 7 m für den 
Bereich der Schleifenerschließung unter verkehrlichen Aspekten als ausreichend er-
achtet, um sich den aus dem Plangebiet ergebende Gesamtverkehr konfliktfrei abwi-
ckeln zu lassen. Vorgesehen ist dabei die Ausführung im Mischprinzip ohne bauliche 
Trennung in Fahrbahn und Gehwege und die Ausweisung als verkehrsberuhigter Be-
reich. Der vorliegende Vorentwurf der Ausbauplanung sieht lt dargestellten Regel-
querschnitten vor, dass die Wohnwege mit der Breite zwischen 7 m und 8 m eine 
Fahrbahn von 5 m bis 5,50 m aufweisen (inkl. Rinne) an die sich beiderseits Gehwe-
ge in einer Breite von 1 m bis 1,50 m anschließen. Auf das klassische Trennprinzip 
und eine Abgrenzung der Gehwege mit Hochborden soll mit Blick auf das eher gerin-
ge Verkehrsaufkommen verzichtet werden 
 
Darüber hinaus erfolgt im Westen eine Anbindung an die Groß-Umstädter Straße und 
die in diesem Bereich vorhandene Haltestelle „Semd Schule“ mittels Festsetzung ei-
nes Fuß-/Radweges. Die Haltestelle wird von den Linien GU2 und X78 bedient. Das 
Plangebiet ist aufgrund der Nähe zu der o.g. Haltestelle (maximal 350m) und mit Blick 
auf den gültigen Nahverkehrsplan sehr gut in das bestehende ÖPNV-Liniennetz inte-
griert. 
Ergänzt wird das Wegenetz in Form eines weiteren Fuß- und Radweges welcher im 
Südosten das Plangebiet an die hier vorhandenen Wege in Richtung Fasanenring 
bzw. in Richtung Groß-Umstadt anschließt. 
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 Vor dem Hintergrund der vorgesehenen Entwicklung eines Wohngebietes im Nordos-

ten des Stadtteils Semd wurde auch eine verkehrliche Bewertung erstellt mit dem Ziel 
einer überschlägigen Abschätzung der durch die Planung induzierten Verkehrs und 
der dadurch hervorgerufenen Wirkungen auf das relevante Straßennetz insbesondere 
den Buschweg und dessen Anschluss an die Groß-Umstädter Straße. 

  Auf der Grundlage einer Bestandserfassung und –bewertung der bestehenden Situa-
tion vor Ort sowie einer Verkehrszählung am Knotenpunkt Groß-Umstädter Straße 
(L3115) / Buschweg wurde eine allgemeine Verkehrsprognose für das Jahr 2030 er-
stellt (Nullfall 2030). Unter Zugrundelegung des Bebauungsplanentwurfes vom Janu-
ar 2020 wurde die Verkehrserzeugung durch das Plangebiet (inkl. Besucher – und 
Wirtschaftsverkehr) ermittelt. Im Ergebnis wird mit 530 Kfz-Fahrten am Tag, hervor-
gerufen durch die geplante Neubebauung, gerechnet. 

 Auf dieser Grundlage und unter Betrachtung weiterer Ansätze wurde die räumliche 
und zeitliche Verteilung des prognostizierten Neuverkehrs weiter betrachtet und letzt-
endlich die Leistungsfähigkeit des v.g. Knotenpunktes betrachtet. So ist für den Kno-
tenpunkt auch nach erfolgter Wohnbebauung und dadurch erzeugten Verkehr eine 
sehr gute Verkehrsqualitätsstufe A sowohl in der vor- als auch in der nachmittägli-
chen Spitzenstunde zu rechnen. In der Groß-Umstädter Straße selbst wird der durch 
die geplante Wohnnutzung induzierte Neuverkehr zu „…kaum wahrnehmbaren Mehr-
belastungen in der Groß-Umstädter Straße führen, die Zuwächse in dem betroffenen 
Teilstück des Buschweges erreichen in der Summe Größenordnungen, die mit der 
Randnutzung Wohnen gut verträglich sind und im Einklang stehen mit dem gültigen 
Regelwerk.“  

 
 Die verkehrliche Bewertung liegt der Begründung als Anlage bei. 
 
 
 
13 Boden / Bodenverunreinigungen / Grundwasser 
 
 Kenntnisse über Bodenverunreinigungen im Plangebiet liegen derzeit nicht vor. 
 
 Aussagen über Bodenbeschaffenheit und Grundwasser können der der Begründung 

als Anlage beigefügten „Überprüfung des Baugrundes hinsichtlich seiner Eignung zur 
Versickerung von Niederschlagswasser“ entnommen werden.  
Als Fazit ist festzuhalten, dass die in der Untersuchungsfläche anstehenden Löß- und 
Lößlehmschichten für die Versickerung nennenswerter Mengen an Oberflächenwas-
ser nicht geeignet sind.  

 
Das Plangebiet liegt innerhalb des im Festsetzungsverfahren befindlichen Trinkwas-
serschutzgebietes der Trinkwasserschutzzone III B der Brunnen I - XIII des Zweck-
verbandes Gruppenwasserwerk Dieburg. Die Musterschutzgebietsverordnung ist zu 
beachten. 

 
 
 
14  Kampfmittel 
 
 Laut Stellungnahme des Kampfmittelräumdienstes vom 18.03.2019 habe eine Aus-

wertung der dem Kampfmittelräumdienst vorliegenden Luftbilder keinen begründeten 
Verdacht ergeben, dass mit dem Auffinden von Bombenblindgängern gerechnete 
werden müsse. Auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung 
dieser Flächen lägen nicht vor, so dass eine systematische Flächenabsuche nicht er-
forderlich sei. Soweit entgegen der vorliegenden Erkenntnisse im Zuge von Bauarbei-
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ten ein kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist unverzüglich 
der Kampfmittelräumdienst zu verständigen.  

 
 
 
15 Eingriffs- / Ausgleichsbilanz und Umweltbericht 
 
 Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind bei der bauleitplanerischen Abwägung u. a. auch die 

Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des 
Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
zu berücksichtigen. Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes 
eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet wer-
den. Gemäß § 2a BauGB bildet der Umweltbericht einen gesonderten Teil der Be-
gründung zum Bauleitplanentwurf. 

 
 Da das Planverfahren gemäß § 13b bzw. unter Anwendung des § 13a BauGB erfolgt, 

gelten auch hier die Bestimmungen des § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB. So gelten Eingrif-
fe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne 
des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-
sig. Dies bedeutet, dass in diesem Verfahren keine Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 
zu erarbeiten ist und grundsätzlich planungsrechtlich auch kein Erfordernis besteht, 
die durch den Bebauungsplan ermöglichten Eingriffe in Natur und Landschaft auszu-
gleichen 

 Wie den vorangehenden Festsetzungen des Bebauungsplanes zu entnehmen ist, 
beinhaltet der vorliegende Bebauungsplan allerdings verschiedene grünordnerische 
Festsetzungen bzw. setzt entsprechende Flächen fest, um im Zusammenhang mit 
der geplanten Schaffung von Wohnbauflächen unter anderem auch den Belangen 
von Natur und Landschaft Rechnung zu tragen. Neben den grünordnerischen Maß-
nahmen für die einzelnen Baugrundstücke werden Flächen in das Plangebiet einbe-
zogen, die nicht einer großflächigen Versiegelung unterliegen und insgesamt gese-
hen zu einer Aufwertung unter landschaftsplanerischen Gesichtspunkten beitragen. 
Zu benennen sind hier der geplante Spielplatz am nordwestlichen Plangebietsrand 
mit den hier geplanten Feldgehölzen sowie die hieran anschließende Retentionsflä-
che mit der vorgesehenen Wildblumenwiese. 

 
 Auch die Festsetzungen zur Grundflächenzahl, die Begrünung der unbebauten Frei-

flächen und des reduzierten Straßenquerschnittes tragen zur Minimierung der Flä-
chenversiegelung insgesamt und damit zur Berücksichtigung der Naturgüter „Boden 
und Wasser“ bei. Die Anpflanzungen im Übergangsbereich zur freien Landschaft sind 
nicht nur unter dem Aspekt der Eingrünung bzw. des Landschaftsbildes zu sehen, 
sondern gewährleisten gleichzeitig einen zusätzlichen Lebensraum für diverse Tierar-
ten. 

 
 Auch erfolgt durch die Reduzierung der Versiegelungsflächen ein positiver Beitrag zur 

Minimierung des Aufheizungseffekts bzw. der klimatischen Auswirkungen. 
 
 Gemäß § 13 b BauGB gilt unter entsprechender Anwendung des § 13 a BauGB 

i.V.m. § 13 Abs. 3 BauGB, dass von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, der 
Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abge-
sehen wird. Zum vorliegenden Bebauungsplan wird insofern kein Umweltbericht  er-
stellt. 
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16 Städtebauliche Daten  
 
 
 Teilplan A 
 
 Plangebiet (Teilplan A) insgesamt ca. 21.123 m² 
 
 Öffentliche / besondere Verkehrsflächen ca. 3.399 m² 
 
 Öffentliche Grünfläche - Spielplatz ca. 1.286 m² 
 
 Fläche für die Landwirtschaft - Weg ca. 1.157 m²  
 
 Retentionsfläche ca. 1.279 m²  
 
 Nettobauland ca. 14.002 m² 
 
 
 Teilplan B 
 
 Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur  
 Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur  
 und Landschaft – Blühstreifen (Teilplan B) ca. 7507 m2 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 
 


